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1. Anlass der Aufstellung des Bebauungsplans / Allgemeine Ziele und Zwecke der 

Planung / Verfahren 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplans geht auf einen entsprechenden Antrag des Grund-
stückseigentümers / Investors vom 27.03.2013 zurück. Der Ausschuss für Stadtgestaltung 
und Planung der Stadt Hennef (Sieg) hat in seiner Sitzung am 09.07.2013 diesem Antrag 
stattgegeben. 
 
1.1 Anlass der Aufstellung 
 
Der Bödinger Hof mit seinen nahe gelegenen Hofwiesen wurde seit 1992 als Reiterhof be-
trieben. Der Reitbetrieb wurde bereits vor einigen Jahren eingestellt und die Hofanlage still-
gelegt.  
 
Durch die Veräußerung des gesamten Hofes im letzten Jahr an einen Investor sollen die im 
Bebauungsplan ausgewiesenen landwirtschaftlichen Flächen bebaut werden. Außerdem ist 
es geplant, die unter Denkmalschutz stehende Hofstelle mit allen Gebäuden einer Wohnnut-
zung zuzuführen. Voraussetzung hierfür ist die Änderung des Bebauungsplanes. 
 
 
1.2 Verfahren 
 
Mit der zum 01.01.2007 eingetretenen Änderung des Baugesetzbuchs durch das „Gesetz zur 
Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte“ besteht die Mög-
lichkeit, einen Bauleitplan im beschleunigten „Verfahren für Bebauungspläne der Innenent-
wicklung“ gem. § 13a BauGB aufzustellen. Voraussetzung dabei ist, dass der Bebauungs-
plan der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnah-
men der Innenentwicklung dient. Das beschleunige Verfahren ermöglicht als Planungser-
leichterung den Verzicht auf eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, auf den Umweltbericht 
nach § 2a, auf Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, das Monitoring nach § 4c sowie die zusammenfassende Erklärung nach 
§ 10 Abs. 4 BauGB. Darüber hinaus sind nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans zu erwarten sind, als 
nicht ausgleichspflichtige Eingriffe anzusehen. Ein Ausgleich für Eingriffe ist daher ebenfalls 
nicht erforderlich. 
 
Die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens liegen bei dem 
Bebauungsplan Nr. 01.5 Bödinger Hof, 2. Änderung vor. 
 
Das Plangebiet liegt mit einer Grundfläche von ca. 12.278m² deutlich unter einer Größe von 
20.000 m², so dass die Voraussetzung des § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfüllt sind und eine 
Vorprüfung im Einzelfall über erhebliche Umweltauswirkungen entbehrlich ist. 
 
Am 30.07.2011 ist das „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden“ in Kraft getreten. Hierdurch wird zur Unterstützung der Energie-
wende ein Teil der Bauplanungsrechtsnovelle vorgezogen, die neben dem Klimaschutz auch 
auf eine Stärkung der Innenentwicklung und eine Änderung der Baunutzungsverordnung 
zielt. Mit dem vorgezogenen Gesetz soll insbesondere die Windkraft ertüchtigt werden. Dar-
über hinaus enthält das Gesetz eine Vielzahl von Regelungen, die den Klimaschutz stärken 
und die Energiewende voranbringen sollen. Bauleitpläne sollen danach künftig u.a. auch 
dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadt-
entwicklung, zu fördern. Klimaschutz und –anpassung erhalten dadurch eine selbstständige 
Bedeutung. Sie stehen gleichberechtigt neben dem Umweltschutz und sind im Rahmen der 
Bauleitplanverfahren mit der gleichen Wertigkeit in Bezug auf die Abwägung der öffentlichen 
und privaten Belange und der Begründung zum jeweiligen Bauleitplanverfahren zu behan-
deln.  
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Gesetzliche Grundlage dieses Bebauungsplanes ist das Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 
 
 
2. Rahmenbedingungen 
 
2.1 Räumlicher Geltungsbereich und Topographie 
 
Das Plangebiet befindet sich in der Ortslage Hennef (Sieg) – Geisbach. 
Die Fläche des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans beträgt ca. 1,225 ha. Der 
Bereich schließt östlich, westlich und südlich an die bebaute Ortslage des Ortsteils Geisbach 
an und liegt auf einer Höhe zwischen 76m und 80m ü. NHN (Normal Höhennull). Der durch 
die beiden Straßen „Hanftalstraße“ und „Am Bödinger Hof“ eingefasste zentrale Bereich des 
Plangebietes weist eine leicht ansteigende plateauartige Fläche auf. 
 
Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke: 
 
Gemarkung Striefen 
 
Flur 25, Flurstücke Nr. 301, 302, 401, 1058 
 
2.2 Regionalplan 
 
Bei der Bauleitplanung sind die Ziele der übergeordneten Planung zu berücksichtigen, so 
dass die Aussagen und Zielsetzungen der Landesentwicklungsplanung und des Regional-
planes in die Bauleitplanung mit einfließen. 
 
Im Landesentwicklungsplan NRW ist Hennef als Mittelzentrum dargestellt. Hennef liegt in 
einer großräumigen Achse von europäischer Bedeutung.  
 
Auf der Ebene des Regionalplanes werden die landespolitischen Entwicklungsziele weiter 
konkretisiert. Im Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn / 
Rhein−Sieg ist das Plangebiet als "Allgemeiner Siedlungsbereich" (ASB) ausgewiesen. 
 
Die landesplanerischen Ziele und die Ausweisungen des Regionalplanes stehen also im Ein-
klang mit den Zielen und Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
 
 
2.3 Flächennutzungsplan und planungsrechtliche Zusammenhänge 
 
Der seit dem 11.09.1992 rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Hennef (Sieg) stellt 
den Bereich des Bebauungsplans Nr. 01.5 als „Gemischte Bauflächen“ dar. Der Flächennut-
zungsplan wird daher im Weg der Berichtigung (M zu W) ohne förmliches Verfahren ange-
passt (§ 13a Abs. 2 Nr.2 BauGB). Ein Beschluss ist hierzu nicht erforderlich. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 01.5 Hennef (Sieg) - Bödinger Hof setzt für den zu überplanenden 
Geltungsbereich ein Dorfgebiet mit offener 2-geschossiger Bauweise eine GRZ von 0,6 und 
einer GFZ von 1,2 fest. Um den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gruppiert sich ein 
Allgemeines Wohngebiet mit offener 2-geschossiger Bauweise mit einer GRZ von 0,4 und 
einer GFZ von 0,8 und 1,2. 
 
Mit In-Kraft-Treten des Bebauungsplans Nr. 01.5 Hennef (Sieg) – Bödinger Hof, 2. Änderung 
verliert der durch die aktuelle Bauleitplanung überdeckten Teilbereich des Bebauungsplanes 
01.5 Hennef (Sieg) – Bödinger Hof seine Gültigkeit. 
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2.4 Nationale und europäische Schutzgebiete und Schutzfestsetzungen 
 
Das Plangebiet berührt keine nationalen Schutzgebiete oder -objekte nach Bundesnatur-
schutzgesetz  oder Landschaftsgesetz NW (LG NW). Es befinden sich weder nach § 62 LG 
NW geschützte Flächen der landesweiten Biotopkartierung Nordrhein-Westfalen noch im 
Biotopkataster des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) erfass-
te Biotope innerhalb des Plangebietes. Europäische Schutzgebiete wie FFH- oder Vogel-
schutzgebiete werden durch das Plangebiet nicht berührt. 
Es befinden sich denkmalgeschützte Objekte innerhalb des Plangebietes. 
Das Plangebiet liegt nicht in einem Wasserschutzgebiet.  
Im Plangebiet liegen keine nach Wassergesetz (Landeswassergesetz – LG - vom 25. Juni 
1995, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2010) geschützten Objekte oder Flächen. 
 
 
2.5 Vorhandene Flächennutzung 
 
Das Plangebiet ist durch eine landwirtschaftliche Grünlandnutzung geprägt. Auf der Parzelle 
Nr. 401 befindet sich eine historische Hofanlage, die unter Denkmalschutz steht. Auf der 
südlichen Parzelle 1058 befand sich eine Reithalle, welche bereits abgebrochen wurde. Au-
ßerdem befanden sich auf dieser Parzellenfläche eine Reitanlage und eine Pferdekoppel. 
 
 
2.6 Städtebauliche Situation 
 
Städtebaulich wird mit der Neubaufläche die Ortsmitte von Geisbach komplettiert.  
 
Das Neubaugebiet grenzt direkt an den alten Ortskern. Grundschule und Kindergarten sowie 
die Gesamtschule sind ca. 400m entfernt gelegen. 
 
 
3. Städtebauliches Konzept 
 
3.1 Verkehrserschließung 
 
3.1.1 Äußere Erschließung 
 
Die Anbindung des Baugebietes an das klassifizierte Straßensystem der Stadt erfolgt über 
die Straße „Am Bödinger Hof“ und die „Hanftalstraße“. 
 
Mit den neuen Stichstraßen kann der Verkehr des geplanten Wohnbaugebietes auf kürzes-
tem Wege über das vorhandene Straßennetz abgewickelt werden. Im Vorgriff auf die Pla-
nung und Realisierungen des Ausbaus der Hanftalstraße ist es vorgesehen, die südliche 
Straßenseite mit einem Gehweg zu versehen. Diese Maßnahme erfolgt innerhalb der im Be-
bauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen und innerhalb der bestehenden Parzellenbreite.  
 
 
3.1.2 Innere Erschließung 
 
Aufbauend auf dem Bebauungsplan−Vorentwurf wird die Straßenraumgestaltung (Vorent-
wurf − Straßenplanung) erarbeitet. Auf der Basis der Straßenraumgestaltung wird der Ent-
wurf der Straßenplanung erstellt, dessen wesentliche Inhalte (Gradienten, Radien, Straßen-
böschungen und Stützmauern usw.) in den Bebauungsplan übernommen werden. 
 
Die südliche Erschließung des Plangebietes ist als Anlieger−Stichstraße geplant. Sie verläuft 
von der Straße „Am Bödinger Hof“ gradlinig bis an die Hofanlage. An dem Endpunkt ist durch 
Straßenaufweitung eine Wendeanlage für PKW vorgesehen. Die vorhandene nördliche Er-
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schließung der Hofanlage soll bis zur Hofeinfahrt auf 6,0m verbreitert werden, damit der ab-
fließende Verkehr eine bessere Einsichtnahme in die Hanftalstraße erhält.  
 
Zwischen der Hanftalstraße und der Hofanlage ist eine Stellplatzanlage für 24 PKW vorge-
sehen.  
Der Innenhof der denkmalgeschützten Anlage soll autofrei bleiben. Lediglich das Müllfahr-
zeug darf den mit Pollern abgetrennten Innenhof durchfahren. 
 
 
Hinweis: 
 
Im Bebauungsplan sind Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „Verkehrs-
beruhigter Bereich“  V  ausgewiesen. Es wird darauf hingewiesen, dass diese Festsetzung 
rein bodenrechtlicher Natur ist und lediglich besagt, dass hier die Aufenthaltsqualität gegen-
über der Fortbewegungsfunktion den Vorrang hat. Insbesondere bedeutet sie nicht automa-
tisch, dass es sich bei der jeweiligen Verkehrsfläche um eine „verkehrsberuhigte Zone im 
Sinne des Verkehrszeichens 325“ handelt. Die straßenverkehrsrechtliche Festlegung orien-
tiert sich am tatsächlichen Endausbau einer Straße und wird durch die Straßenverkehrsbe-
hörde gesondert angeordnet. 
 
 
3.2 Bebauung 
 
3.2.1 Städtebauliche Idee 
Die Struktur des Wohngebietes orientiert sich ganz wesentlich an der vorhandenen Gebäu-
destruktur der Einzel− und Doppelhäuser sowie an der Siedlungsrandlage mit geringer bauli-
cher Dichte. 
 
Die Wirtschaftsgebäude der denkmalgeschützten Hofanlage sollen einer Wohnnutzung zu-
geführt werden. Das charakteristische Bild der Hofanlage soll weitestgehend erhalten blei-
ben.  
 
3.2.2 Art der baulichen Nutzung 
 
Das Plangebiet bleibt durch die Ausweisung als „Allgemeines Wohngebiet“ einer Wohnnut-
zung vorbehalten. Im Hinblick auf die geplante kleinteilige Bau− und Nutzungsstruktur und 
entsprechend der vorgesehenen Parzellierung werden die nach §4 (3) BauNVO ausnahms-
weise zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltung, Garten-
baubetriebe und Tankstellen nicht zugelassen, um so den Charakter eines ruhigen Wohnge-
bietes zu erhalten. Auf diese Weise soll der mit diesen Nutzungen zwangsläufig verbundene 
Ziel− und Quellverkehr aus dem Wohngebiet herausgehalten werden. Dieses gilt auch für die 
bestehenden bebauten Grundstücke. 
 
3.2.3 Maß der baulichen Nutzung und Bauweise 
 
Die im rechtskräftigen Bebauungsplan ausgewiesene Fläche (Geltungsbereich) für das Dorf-
gebiet soll entsprechend der umgebenen Bebauung in ein „Allgemeines Wohngebiet“ mit 
einer GRZ von 0,4 verändert werden. 
 
Entsprechend der vorhandenen Umgebungsbebauung sind Einzel− und Doppelhäuser als 
Einfamilienhäuser vorgesehen.  
 
Wegen der bereits vorhandenen Festsetzungen in der Umgebungsbebauung von 0,4 als 
Grundflächenzahl wird diese auch für die neuen Bauflächen zugrunde gelegt. 
 
Auf die GFZ – Festsetzung und die Festsetzung der Geschossigkeit - wird für die Neubaube-
reiche verzichtet, stattdessen wird die absolute Höhe als maximale Firsthöhe festgesetzt. Die 
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Firsthöhe der Einzel- und Doppelhäuser orientiert sich an der des Herrenhauses der Hofan-
lage. Diese vorgegebene Höhe von 9,80m sollte auf jeden Fall unterschritten werden. Des-
halb wurde die Firsthöhe in Abstimmung mit dem Rheinischen Amt für Denkmalpflege auf 
9,30m festgelegt. 
 
3.2.4 Haustypen / Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
 
Im Wesentlichen handelt es sich bei dem Neubaugebiet um die Errichtung von Doppelhäu-
sern. Lediglich im Übergang zur bestehenden Bebauung ist die Errichtung von Einfamilien-
häusern vorgesehen. In den denkmalgeschützten Wirtschaftsgebäuden des Bödinger Hofes 
werden Wohnungen errichtet. Die Teilung erfolgt vertikal, so dass der Charakter von Wohn-
gruppen entsteht. Jeder Wohnung ist ein Grundstücksanteil mit Garten zugeordnet. Der In-
nenhof und die Stellplatzanlage sind Gemeinschaftseigentum geplant. 
 
3.2.5 Höhenfestsetzungen 
 
In Anbetracht der gestalterischen Zielsetzung des Gebietes werden differenzierte Höhenfest-
setzungen für die Gebäude in den Bebauungsplan aufgenommen, um so einerseits Spiel-
räume bei der Architektur der Einfamilienhäuser zu erhalten, andererseits aber die Kubatur 
und Höhenentwicklung zu steuern. Mit den Höhenfestsetzungen sollen unerwünschte (Hö-
hen−) Entwicklungen der städtebaulichen Strukturen weitgehend vermieden werden. 
 
3.2.6 Firstrichtung 
 
Die Festsetzung der Hauptfirstrichtung der Baukörper bezieht sich auf nur die Neubauflä-
chen. Sie orientiert sich vorrangig daran, dass  
 
⎯ möglichst viele der Baukörper eine energetisch optimale Süd− und Westausrichtung 

erhalten, 
⎯ die Baukörper sich gegenseitig geringer verschatten und 
⎯ dadurch gut nutzbare Garten− und Freibereiche entstehen. 
 
Durch die zeichnerische Festsetzung der Firstrichtungen soll vermieden werden, dass durch 
häufigen Wechsel der Dachausrichtung ein insgesamt unruhiges Erscheinungsbild entsteht. 
 
 
3.2.7 Garagen / Carports, Stellplätze und Nebenanlagen 
 
Zur Vermeidung einer zu starken Versiegelung der rückwärtigen Gartenflächen der Grund-
stücke sowie von nutzungsbedingten Beeinträchtigungen der Freiraumqualität sind Garagen 
/ Carports und Stellplätze nur auf den dafür vorgesehenen und gekennzeichneten Flächen 
oder innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Vor Garagen / Carports und 
Stellplätzen muss eine Zufahrt als 2. Stellplatz eingerichtet werden. Ein 3. Stellplatz ist auf 
der vor den Häusern ausgewiesenen Stellfläche einzurichten. Die geplanten Eigentumswoh-
nungen in der denkmalgeschützten Hofanlage erhalten eine zur Hanftalstraße gelegene 
Gemeinschaftsstellplatzanlage. Im Innenhof sind keine Stellplätze geplant. 
 
Aus den gleichen Gründen sind Nebenanlagen gem. §14 (1) BauNVO über 15m ³ umbauten 
Raum nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Auf diese Weise soll 
einerseits dem Wunsch nach ausreichend Möglichkeiten zur Unterbringung von Autos, Gar-
tengeräten u. ä. Rechnung getragen werden, andererseits die mögliche Versiegelung von 
grünen Gartenbereichen beschränkt werden. 
 
 
3.2.8 Öffentliche / Private Grünflächen 
 
Im Bebauungsplangebiet werden keine öffentlichen oder privaten Grünflächen festgesetzt. 
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3.2.9 Sonstige Festsetzungen: 
 
- mit Leistungsrechten zu belastende Flächen 
Die nördliche Erschließung bis vor die Hofeinfahrt sowie die durch den Hof führende Straße 
sind mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Anlieger, Versorgungsträger 
und der Müllabfuhr belastet. Die Grunddienstbarkeit ist für die Parzelle 268 als Zuwegung 
über die Flurstücke 301 und 302 eingetragen. 
 
 
3.2.10 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB können auf Landesrecht beruhende Regelungen in den Bebau-
ungsplan als Festsetzungen übernommen werden. Zweck dieser Regelung ist es, in Ergän-
zung zu den städtebaulichen Festsetzungen, die in § 9 Abs. 1 bis 3 BauGB abschließend 
geregelt sind, auch solche Festsetzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen, die in einem 
sachlichen Zusammenhang mit den Aufgaben des Bebauungsplans stehen und auf Landes-
recht beruhen.  
Gemäß §86 (1) Nrn. 1 - 6 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) 
können die Gemeinden örtliche Bauvorschriften als Satzung erlassen über unter anderem 
die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie die Gestaltung, Begrünung und Bepflanzung 
der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie über die Art, Höhe und Gestal-
tung von Einfriedungen. 
Diese örtlichen Bauvorschriften können gemäß § 86 Abs. 4 BauO NRW auch als Festset-
zungen in einen Bebauungsplan aufgenommen werden. Zur besseren Integration der Neu-
bebauung in das vorhandene, erhaltenswerte Orts- und Landschaftsbild sowie zur Schaffung 
eines ruhigen, harmonischen Straßenbildes soll von dieser Regelungsmöglichkeit Gebrauch 
gemacht werden. Es werden folgende bauordnungsrechtliche Vorschriften gem. § 9 Abs. 4 
BauGB i. V. m. §86 BauO NRW getroffen: 
 
 Festsetzungen zur Dachgestaltung 
 Fassadengestaltung 
 Werbeanlagen 
 Festsetzungen zur Gestaltung der Freiflächen der Baugrundstücke 
 Festsetzungen zu Grundstückseinfriedungen 

 
 
 
Festsetzungen zur Dachgestaltung 
 
Die Dachlandschaft soll der Eigenart des Landschaftsbildes des Hanfbachtales und der darin 
eingebetteten größeren und kleineren Siedlungsbereiche entsprechen. Zur Integration zeit-
gemäßer Dachformen in die umgebende Bebauung, insbesondere die der Hofanlage, sind 
Satteldächer mit 30° bis 45° Dachneigung sowie 15° - 25° geneigte Pultdächer zulässig. Um 
die Neigungsrichtung der Pultdächer geordnet zu regeln, wird die Traufseite als vom Gebäu-
de abgewandte Seite festgesetzt. 
 
Die vorherrschende schiefergraue Dacheindeckung ergibt im Zusammenspiel mit der vor-
handenen Bebauung eine Einheit, die nicht aufgegeben werden soll. Die Dächer sind daher 
in dunklem, blendungsfreiem Material einzudecken [Farben gem. RAL-Farbtonkarte: 
Schwarztöne: 9004, 9005, 9011, 9017. Grautöne: 7043, 7026, 7016, 7021, 7024 
Brauntöne (dunkelbraun und braunrot):8028 (terrabraun), 8012 (rotbraun)] 
 
Der Ausschluss von hellen und reflektierenden Dachmaterialien soll die blendende Fernwir-
kung der Dachflächen verhindern. Als reflektierend gelten z. B. glasierte Dacheindeckungen. 
Engobierte Ziegel oder vergleichbare matte Oberflächenbehandlungen sind zulässig. 
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Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 01.5 Hennef (Sieg) – Bödinger Hof – 2. Ände-
rung ist zur Förderung der regenerativen Energien die Verwendung von Photovoltaikanlagen 
und Sonnenkollektoren erwünscht. Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren werden des-
halb nicht auf die maximal zulässige Gesamthöhe der Gebäude mit angerechnet und dürfen 
diese um maximal um 1,0m überschreiten. Der städtebauliche Grundsatz bei der Zulässig-
keit von Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren ist, dass diese in die Ausbildung der 
Dachflächen gestalterisch zu integrieren oder in gleicher Neigung wie das Dach aufzusetzen 
sind. 
 
Fassadengestaltung 
 
Bei der Errichtung von Doppelhäusern gilt, dass diese mit gleicher Dachform und -neigung 
zu errichten sind. Diese Festsetzungen sind aus stadtgestalterischen Gründen erforderlich, 
um die angestrebte Aufwertung des Bereichs WA1 zu unterstützen. 
 
 
Festsetzungen zur Gestaltung der Freiflächen der Baugrundstücke 
 
Hausgärten sollen mit einheimischen, standortgerechten Gehölzen begrünt werden. Dies 
wirkt sich positiv auf das Orts- und Landschaftsbild aus. Ökologische Gründe sprechen für 
die Verwendung heimischer Arten. Eine Liste der aus landschaftspflegerischer Sicht empfeh-
lenswerten Bäume und Sträucher ist den Textlichen Festsetzungen als Anlage beigefügt. 
 
 
Festsetzungen zu Grundstückseinfriedungen  
 
Die Vorgärten sollen sich im Hinblick auf die Anliegerstraßen in die Straßenraumgestaltung 
integrieren. Zwischen der Straße als öffentlichem Raum soll ein fließender Übergang ohne 
trennende (hohe) Einfriedungen geschaffen werden (max. 1,0m hohe Hecken, eingegrünte 
Stellplätze für Abfallbehälter, Begrenzung der Versiegelung der Vorgartenflächen). Hier kann 
die gewählte Beschränkung der zur Verwendung kommenden Pflanzen einen wesentlichen 
Beitrag zur harmonischen Gestaltung des Straßenraumes leisten, denn eine zu große Viel-
falt, auch exotischer Bäume und Pflanzen, kann zu einem unruhigen, unharmonischen Stra-
ßenbild führen, das die im Rahmen der Straßenraumgestaltung angestrebte Gesamtwirkung 
mindern würde. Eine Liste der aus landschaftspflegerischer Sicht empfehlenswerten Bäume 
und Sträucher ist den Textlichen Festsetzungen als Anlage beigefügt. 
 
3.3 Nachrichtliche Übernahmen gem. §9 (6) BauGB 
 
3.3.1 Denkmäler nach Landesrecht 
 
Die gesamte Hofanlage mit allen Wirtschaftsgebäuden und das Gartenhaus sind in die 
Denkmalliste des Rheinischen Amtes für Denkmalpflege eingetragen.  
 
3.4 Ver- und Entsorgung 
 
Abwasser: 
 
Zur Gewährleistung einer schadlosen Abwasserbeseitigung wird im Plangebiet eine Trenn-
kanalisation realisiert. Wie bereits im Entwässerungsentwurf dargestellt, wird das anfallende 
Schmutzwasser zur Zentralkläranlage Hennef abgeleitet. 
 
Das gesamte Niederschlagswasser des Plangebietes wird zur Straße „Am Bödinger Hof“ 
geführt und dort in die vorhandene Regenwasserkanalisation eingeleitet. Bei ihrer Dimensio-
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nierung wurden die jetzt zur Erschließung vorgesehenen Flächen berücksichtigt, so dass das 
im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser problemlos eingeleitet werden kann. 
 
 
 
Leitungsführung: 
 
Die gebietsinterne Leitungsführung wird ebenso wie das Versorgungsnetz (Wasser, Elektrizi-
tät, Kommunikationsleitungen) im Rahmen der Straßenausbauplanung räumlich festgelegt. 
Die Versorgung des Baugebietes mit Gas ist möglich. 
 
Müllentsorgung 
 
Die Müllentsorgung des Plangebietes erfolgt über die Erschließungsstraßen, die von Norden 
und Süden durch den Innenhof führen. Das Müllfahrzeug darf den mit Pollern abgetrennten 
Innenhof durchfahren.  
 
Löschwasser 
 
Mit Schreiben vom … teilt die rhenag mit, dass die für die geplante Nutzung nach dem 
DVGW-Arbeitsblatt W 405 erforderliche Löschwassermenge von … cbm/h über einen Zeit-
raum von 2 Stunden aus dem öffentlichen Wassernetz zur Verfügung gestellt werden kann. 
Nach Auskunft des städtischen Bauordnungsamtes ist diese Menge ausreichend. 
 
 
3.5 Immissionen 
 
3.5.1 Fluglärm 
 
Bedingt durch die über das Hanfbachtal verlaufende Flugroute des Flughafens Köln / Bonn 
muss – entsprechend dem Nutzungsgrad dieser Route – sowohl am Tage als auch in der 
Nacht mit mehr oder weniger starkem Fluglärm gerechnet werden. Diese Immissionsbelas-
tung lässt sich durch bauseits vorzusehende passive Schallschutzmaßnahmen, wie bspw. 
Schalldämmung von Dächern und Rollladenkästen sowie den Einbau von Schallschutzfens-
tern, vermindern. 
 
3.6 Klimaschutz / Klimaanpassung 
 
Die Bekämpfung des Klimawandels und die Anpassung an den Klimawandel gewinnen zu-
nehmend an Bedeutung. Ansätze zur Bewältigung des Klimawandels gibt es auf internatio-
naler, europäischer und nationaler Ebene. Der Klimawandel hat jedoch auch eine städtebau-
liche Dimension, so dass es gilt, ihm auch hier Rechnung zu tragen. Um den Klimaschutz bei 
der Entwicklung in den Städten und Gemeinden zu fördern, wurde er durch die BauGB-
Novelle vom 30.07.2011 zum Grundsatz der Bauleitplanung erhoben und ist bei der Aufstel-
lung von Bauleitplänen verstärkt zu beachten. 
 
 
4. Hinweise 
 
4.1 Kampfmittelfreiheit 
 
Im Rahmen einer Anfrage der Stadt Hennef bestätigte die Bezirksregierung Düsseldorf mit 
Schreiben vom …, dass die Flächen in der Gemarkung …, Flur …, Flurstücke Nr. … aus 
Sicht des Kampfmittelbeseitigungsdienstes für das beabsichtigte Vorhaben freigegeben wer-
den können.  
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Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann gleichwohl nicht gewährt werden. Daher wird in 
den Bebauungsplan ein Hinweis auf das Vorgehen im Falle eines Kampfmittelfundes aufge-
nommen. Sollten Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung (z. B. Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) durchgeführt werden, wird 
eine Tiefensondierung empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst Rheinland, Außenstelle Kerpen, abzustimmen. 
 
4.2 Geohydrologische Verhältnisse 
 
Versickerndes Niederschlagswasser fließt ausschließlich dem Hanfbachtal zu. 

 
 
4.3 Archäologische Ausgrabungen / Bodendenkmale 
 
Ein Hinweis auf das Vorgehen bei Bodenfunden wird in die textlichen Festsetzungen zum 
Bebauungsplan Nr. 01.5 aufgenommen. 
 
 
5. Eingriffe in Natur und Landschaft  
 
Für die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.5 wird gemäß §13 BauGB das so genann-
te beschleunigte Verfahren durchgeführt. Gemäß §13 (3) kann hiermit auf die Durchführung 
einer förmlichen Umweltprüfung verzichtet werden. Eine Umweltprüfung, die gemäß §2 (4) 
BauGB für die Aufstellung der Bauleitpläne notwendig ist, erfolgt nicht.  
 
 
6. Bodenordnung 
 
Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
 
7. Quantitative Auswirkungen des Bebauungsplans / Flächenbilanz 
 
 
Fläche qm ha (gerundet) Anteil 
Bruttobauland           12.278  1,23      100,00 % 
- davon öffentliche Verkehrsfläche     542  0,05          4,41 % 
- private Verkehrsflächen und 

Stellplätze 
 1.175  0,18          9,57 % 

Nettobauland (WA)           10.561  1,00        86,02 % 
 
Insgesamt werden ca. 3 Einfamilien- und 4 Doppelhäuser geplant. Durch den Umbau der 
Hofanlage entstehen 9 weitere Wohneinheiten. Bei einer Belegung von durchschnittlich 
rechnerisch 2,7 EW/WE ergibt sich eine Anzahl der Bewohner von ca. 54 Einwohnern. 
 
 
8. Anlagen, die Bestandteile des Bebauungsplanes sind: 
 
- Zusammenstellung von geeigneten Gehölzen 
- Straßen- und Entwässerungsplanung vom Ingenieurbüro Spitzlei & Jossen 
- Artenschutzrechtlichen Prüfung (ASP – Stufe II) in Bezug auf Fledermäuse und gebäude-

bewohnende Vögel von der Dipl.-Biologin Mechtild Höller 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) vom Ingenieurbüro Rietmann 
 
 
Kursiveinträge werden im laufenden Verfahren noch ergänzt 
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Hennef, den 16.09.2013 


